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Einleitung 

Private Außenpolitik - eine solche Begriffskomposition  irritiert, wirkt pro-
vozierend und scheint in sich widersprüchlich zu sein. An ihr entzündet sich 
ein Unbehagen, welches ganz allgemein bei grenzüberschreitender  Betätigung 
privater Einzelpersonen oder Verbände anzutreffen  ist, sofern diese von eini-
gem Gewicht ist. Das Attribut des Politischen, so der naheliegende Einwand, 
komme nur staatlichem Handeln zu. Nicht-staatliches Agieren müsse auf die 
staatliche Willensbildung bezogen oder auf die Wahrnehmung öffentlicher 
Angelegenheiten gerichtet sein, um noch mit einigem Grund als politisch qua-
lifiziert  werden zu können.1 Die heute umgangssprachliche Redeweise von 
einer Verbands-, Unternehmens- oder Geschäftspolitik erscheint bei solchem 
Begriff s Verständnis als amorph und verfremdend. 2 

Gerade die Außenpolitik galt lange Zeit als ureigene Domäne der leitenden 
Organe des Staates. „Der fremde Staat gleicht . . . einem Haus . . . mit einer 
einzigen Eingangstür." Die Metapher „Tür" steht bei Ernst Wolgast, von dem 
das Zitat stammt3, für den Staatschef und das Auswärtige Amt. Daran 
anknüpfend schreibt Carlo Schmid: „Dieses Monopol ist nicht nur theoretisch, 
obwohl es manchmal den Anschein hat, als seien Erdölgesellschaften und 
Streichholzkonzerne selbständige außenpolitische Mächte und Beweger der 
Geschichte geworden. Man darf  sich da von dem Anschein nicht täuschen las-
sen. Solche Dinge sind Faktoren der Außenpolitik, aber nicht Träger der 
Außenpolitik. Politisch wirksam werden können sie nur, wenn eine Regierung 
ihre Vorhaben zum Gegenstand ihrer eigenen Außenpolitik macht."4 

Staatsrechtliche Theoriebildungen leiten sich von politischen Verhältnissen 
und Zuständen her und sind an diese zurückgekoppelt. Das geschichtlich 
bedingte Vorverständnis, das bei den beiden exemplarisch zitierten Autoren 

1 Zu dem ersten Politikbegriff  vgl. Max  Weber,  Wirtschaft  und Gesellschaft, 
5. Aufl., 1976, 29f. Weber  spricht dort von „politisch orientiertem Handeln"; ein Bei-
spiel für diese Art der Verwendung des Wortes „politisch" ist der Begriff  „politischer 
Streik". Der zweite Politikbegriff  geht auf Aristoteles zurück; dazu: Christian  Meier, 
Die Entstehung des Politischen bei den Griechen, 1983, insb. 40ff.;  Dolf  Sternberger, 
Drei Wurzeln der Politik, 1984, 87ff. 

2 So ausdrücklich Hermann  Heller,  Staatslehre, 231; Jellinek,  Staatslehre, 180; 
Scheuner,  Das Wesen des Staates, 71 f. Ferner Pasquino,  387 ff. 

3 Ernst  Wolgast,  Die auswärtige Gewalt des Deutschen Reiches unter besonderer 
Berücksichtigung des Auswärtigen Amtes, AöR 5 (1923), I f f . (78). 

4 Carlo  Schmid,  Was ist Außenpolitik?, 1955, 7. In der Terminologie Georg  Schwar-
zenbergers  (Machtpolitik, 1955, 81 ff.)  erscheinen die Privaten als „Statisten auf der 
internationalen Bühne". 
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zugrunde liegt, ist das Modell des souveränen Nationalstaats, der gegen Ende 
des letzten Jahrhunderts zu voller Blüte heranreifte  und bis zum 1. Weltkrieg 
unangefochtener Gestalter der Weltpolitik war.5 Der staats- und völkerrecht-
liche Positivismus war die ihm gemäße Doktrin. Souveränität und alleinige 
Völkerrechtssubjektivität der Staaten, dualistische Trennung von Außen und 
Innen, von Völkerrecht und Landesrecht und ein auf die Regierung als außen-
politischen Entscheidungsmonopolisten zugespitztes, ansonsten introvertier-
tes Staatsmodell waren Theoriebildungen auf der Höhe ihrer Zeit. Es 
herrschte eine „glückliche Koinzidenz von geographischer Gesamtkonzeption, 
politischen Betätigungsräumen und rechtlicher Weltdeutung"6. 

In den internationalen Beziehungen jener Tage spielten Private durchaus 
eine Rolle. Der internationale Adel, die „ultramontane" katholische Kirche, 
die Freimaurerei oder die Sozialistische Internationale bezeugen das. Das Bild 
vom impermeablen Nationalstaat bedarf  also einiger Relativierung, um nicht 
zum irreführenden  Klischee zu werden. Sogar zwischen den Streitkräften  der 
nach heute landläufiger Vorstellung in der Ära des Imperialismus schroff  von-
einander abgegrenzten Staaten gab es mannigfaltige grenzüberschreitende 
Beziehungen.7 Umfang und Bedeutung privater Auslandstätigkeit im wirt-
schaftlich-technischen Bereich waren jedoch im Vergleich zu heute geringer, 
und die Trennung von Staat und Politik auf der einen Seite und Gesellschaft 
und Wirtschaft  auf der anderen wurde als wenig problematisch empfunden. 
Der Begriff  „Gesellschaft" war auf den Staat ausgerichtet; internationale Ver-
flechtungen traten darüber in den Hintergrund. Man mag rückblickend dar-
über streiten, ob die Staats- und Völkerrechtslehre gut daran tat, den Akzent 
so einseitig auf die souveräne Staatlichkeit zu legen8, und man darf  wohl 
bezweifeln, daß die Pläne des Philosophen Johann Gottlieb Fichte über einen 
geschlossenen Handelsstaat je auch nur annähernd zur Erklärung der Wirk-
lichkeit getaugt haben oder daß sie zumindest auf theoretischer Ebene den 
paradigmatischen Stellenwert besaßen, den ihnen heutige Beobachter gern 
zuschreiben.9 Fest steht, daß in den juristischen Gedankengebäuden des Posi-

5 Näheres bei Grewe  (1984), 567ff.  und Vogel  (1964), lOff. 
6 Zitat: Werner  von Simson,  Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Gegen-

wart, 1965, 177. 
7 Vgl. Heinz  Gollwitzer,  Internationale des Schwertes, Vortrag vor der Rheinisch-

Westfälischen Akademie der Wissenschaften, 1987, insb. 18ff.,  25ff. 
8 Kritisch z.B. Robert  von Mohl,  Staatsrecht, Völkerrecht und Politik, Bd. 1, 1860, 

585ff.;  rückblickend auch Carl  Schmitt,  Der Nomos der Erde, 200ff.,  228ff.,  269f. 
9 Johann G. Fichte,  Der geschloßne Handelsstaat, Neudruck, 1920. Bei dieser - oft 

zitierten, aber wenig gelesenen - Schrift  handelt es sich freilich um eine Utopie, um den 
Entwurf eines Vernunftstaates und eines reinen Staatsrechtes, die in einem nur für die 
Philosophen überbrückbaren Gegensatz zu dem wirklichen Staat und zur Politik stehen 
(3 -6 ) . In Fichtes geschlossenem Handelsstaat soll Privaten die Pflege von Auslands-
kontakten nicht gestattet sein. „Aller unmittelbarer Verkehr des Bürgers mit irgend-
einem Ausländer soll durchaus aufgehoben werden, dies ist die Forderung." (222) Emi-
gration und Auslandsreisen sind in beschränktem Umfang erlaubt (273ff.).  „Zu reisen 
hat aus einem geschlossenen Handelsstaate nur der Gelehrte und der höhere Künstler, 
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tivismus für die grenzüberschreitenden Beziehungen von Privatpersonen kein 
Platz vorgesehen war. Völkerrechtlich hatten Private keinen eigenen Status, 
sie waren ihrem Heimatstaat mediatisiert. Nach staatlichem Recht unterstan-
den ihre auswärtigen Beziehungen einer strengen Aufsicht. Rechtlicher 
Schutz gegen staatliche Ingerenz existierte praktisch nicht; der Primat der 
Außenpolitik und die in diesem Bereich besonders zählebige Doktrin vom 
gerichtsfreien  Hoheitsakt standen im Wege. Sinnfälliger Ausdruck für die 
undurchdringliche Einheit und Abgeschlossenheit, mit der der souveräne 
Nationalstaat sich einem außenstehenden Beobachter darstellte, ist die Lehre, 
wonach bei Verletzungen des völkerrechtlichen Fremdenrechts nicht das pri-
vate Opfer,  sondern dessen Heimatstaat Geschädigter und Inhaber des Wie-
dergutmachungsanspruchs sei. 

Dementsprechend brauchte auch die Staatsrechtslehre sich mangels Masse 
bis in die Zeit des Grundgesetzes nicht veranlaßt zu sehen, die auswärtigen 
Beziehungen von Privatpersonen zu thematisieren. Wo dies ausnahmsweise 
doch geschieht, werden sie als rechtlich nicht weiter problemträchtige und 
praktisch nicht besonders gewichtige Variante der Grundrechtsverwirklichung 
kurz registriert. 10 

Bald jedoch liefen die Fäden auseinander. Die klassischen Formen des 
publizistischen Rechtsgebäudes zerbrachen. „Die Zeit der Systeme ist vor-
bei."11 Die inneren und äußeren Voraussetzungen und Bedingungen der 
Staatlichkeit haben sich in unserem Jahrhundert in ständigem und raschem 
Wandel befunden, wobei ein Ende nicht abzusehen ist und klare Unterschei-
dungen zusehends schwieriger werden. Die Entwicklungslinien sind von 
Geschichts- und Politikwissenschaft hinlänglich erforscht,  so daß hier das 
Wesentliche in Thesen referiert  werden kann. 

der müßigen Neugier soll es nicht länger erlaubt werden, ihre Langeweile durch alle 
Länder herumzutragen." (275) F. geht davon aus, daß nach einer gewissen Übergangs-
zeit der Entwöhnung fast niemand mehr ein Verlangen nach dem Ausland oder nach 
Ausländischem haben werde (207f., 274). Um den Ubergang zu einem geschlossenen 
Handelsstaat zu bewirken, schlägt er dreierlei vor: die Einführung eines eigenen und 
fälschungssicheren Landesgeldes, ein strenge Devisenkontrolle und -bewirtschaftung 
und ein Außenhandelsmonopol der Regierung. Insbesondere: „Jede Einführung des 
Landesgeldes ist eine wahre Schöpfung." (282) Die Regierung erscheint bei Fichte als 
der „einzige Bankier für das Ausland" (276). Zweck der Schließung des Staates - und, 
das ist hinzuzufügen, der Angleichung der gegebenen Staatsgrenzen an die natürlichen 
Grenzen (213ff.)  - ist es, dem Staat die Erfüllung seiner wichtigsten Bestimmung zu 
ermöglichen: „Jedem erst das Seinige zu geben, ihn in sein Eigentum erst einzusetzen 
und sodann erst ihn dabei zu schützen." (10) Dies sei nur dadurch möglich, daß „die 
Anarchie des Handels ebenso aufgehoben werde, wie man die politische aufhebt, und 
der Staat ebenso als Handelsstaat sich schließe, wie er in seiner Gesetzgebung und 
seinem Richteramte geschlossen ist." (145) Als Nebeneffekt  erhofft  Fichte sich die Ver-
meidung von Kriegen zwischen den nun in sich saturierten Gemeinwesen (218, 278). 
Philosophische Äußerungen zum Außenhandel haben im übrigen eine lange Tradition; 
siehe schon Aristoteles,  Politik, 1327a 18ff. 

10 So etwa bei Mosler  (1954), 243ff.  (254, 270). 
1 1 Zitat: Carl  Schmitt,  Der Begriff  des Politischen, 17. 

2 Heintzen 


